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D er Eintritt in den Ruhe-
standwillgutgeplantsein:

Das beginntmit einem korrekt
ausgefüllten Rentenantrag und
der Prüfung des Rentenbe-
scheids. Zwar passieren der
Deutschen Rentenversiche-
rung selten Fehler, aber wenn,
dann können sie schwere Fol-
gen für die Versicherten haben.
Eine nicht korrekt angerechne-
te Ausbildung kann zum Bei-
spiel ein Minus von rund hun-
dert Euro monatlich bedeuten.
Fachleuteerklären,wiederRen-
tenbescheid kontrolliert wer-
denkannundwoesHilfegibt.

RentenbeginnundRentenart
Bevor es an die Details geht,
empfiehltdieDeutscheRenten-
versicherung Bund (DRV Bund)
zwei wichtige Eckdaten zu prü-
fen:den„Rentenbeginnunddie
Art der Rente“, sagt Sprecherin
Katja Braubach. „Wenn hier
Fehler passieren, liegt dies häu-
fig an der Antragstellung“, fügt
Helmfried Hauch, ehrenamtli-
cher Versichertenberater der
DRVBund,hinzu.SogibtesRen-
tenmodelle, die ähnlich klin-
gen, aber im Kern sehr unter-
schiedlich sind, zum Beispiel
die Rente für langjährig Versi-
cherte und die Rente für beson-
ders langjährig Versicherte.
Während die erstere nach 35
Versicherungsjahren beantragt
werden kann und mit Abschlä-
genverbundenist,wirddieRen-
te für besonders langjährig Ver-
sicherte bisher in voller Höhe
nach 45 Versicherungsjahren
ausgezahlt. Sie ist derzeit in der
öffentlichen Debatte, weil die
Bundesregierungsieabschaffen
will.

Versicherungsverlauf
Derzentrale Punkt imBescheid
sind vollständige Versiche-
rungsjahre. Sie sind im Versi-
cherungsverlauf im Rentenbe-
scheid aufgelistet. „Der Versi-
cherungsverlauf enthält alle
wichtigen Daten aus dem eige-
nen Berufsleben, angefangen
vonSchul-undStudienzeitenab
dem17. Geburtstag, über Zeiten
der Beschäftigung oder Arbeits-
losigkeit bis hin zu Zeiten der
Kindererziehung“, sagt Brau-
bach. Sie rät: „Werbis zumRen-
tenbeginn noch nie seinen Ver-
sicherungsverlauf überprüft
hat, sollte dies spätestens jetzt
nachholen.“

Wichtig sei nichtnur, dass al-
le relevanten Zeiten aufgeführt
sind, sondern auch ob die vom

Arbeitgeber gemeldeten Ver-
dienste in der richtigen Höhe
ausgewiesen sind. Für die Prü-
fung sind die sogenannten Jah-
resmeldungen relevant, die
Meldebescheinigungen zur So-
zialversicherung vomArbeitge-
ber, die Arbeitnehmer jährlich
erhalten. „Sie sollten geprüft
und aufbewahrt werden“, rät
Hauch. Auch nach Bezug von
Kranken- oderArbeitslosengeld
I erhalten Versicherte so eine
Meldung.

Ausbildungsjahre
Ein häufiger Fehler bei der Be-
rechnungderRentesindAusbil-
dungen,dienichtals solchevon
der Rentenversicherung ver-
merktwordensind. „Hinterder
Ausbildungszeit muss stehen:
,Pflichtbeiträge – berufliche
Ausbildung‘“, sagt Hauch. Die
Kennzeichnung „berufliche
Ausbildung“ ist wichtig, weil
diese Zeiten höher bewertet
werden. „Arbeitgeber mussten
den Zusatz ,Berufsausbildung‘
erstabMitteder1990erJahrege-
sondert melden“, erklärt Brau-

bach.Versicherte,diedavoreine
Berufsausbildung absolviert ha-
ben,müssendeshalbeigenstän-
digUnterlageneinreichen.Eine
Berufsausbildung kann zum
Beispielmit einemLehrvertrag,
Lehrzeugnis oder Gesellenbrief
nachgewiesenwerden.Werdie-
sen nicht mehr hat, könne bei
der Handwerkskammer oder
bei der IHK nachfragen, rät
Hauch.

Kindererziehungszeiten
Der zweite Punkt, bei dem oft
Fehler auftauchen, seien Kin-
dererziehungszeiten, kurzKEZ,
sagt Hauch. Sie werden als sol-
che häufig nicht erfasst. Dabei
bringen sie viel für die Rente:
Pro Kind, das vor 1992 geboren
wurde, werden zurzeit bis zu
zwei Jahre und sechs Monate
KEZ als bewertete Zeiten gutge-
schrieben.Fürab1992geborene
Kinder drei Jahre. Zusätzlich
werden bis zum zehnten Ge-
burtstag des Kindes Kinderbe-
rücksichtigungszeiten ange-
rechnet. Ab nächstem Jahrwer-
den auch für vor 1992 geborene

Kinder drei Jahre gutgeschrie-
ben.

Lücken inVersicherungsjahren
Hauch rät, bei der Prüfung des
Rentenbescheids darauf zuach-
ten, dass es keine Lücken gibt.
Werarbeitsloswaroder imAus-
landgelebthatundBeiträgezur
dortigen Rentenversicherung
gezahlt hat, sollte der Renten-
versicherung Belege über diese
Zeiten zukommen lassen.
„Wenn Lücken bestehen,
kommt es zu Nachfragen. Das
verzögert die Berechnung der
Rente“, sagt Hauch. Um einen
lückenlosenVerlauf zu sichern,
rät Braubach zu einer frühzeiti-
gen Klärung des Versicherungs-
verlaufs.HierzuruftdieRenten-
versicherungmeist schon ab ei-
nemAltervon43Jahrenauf.

HilfestellungbeiderPrüfung
Hauch rät, sich an einen Versi-
chertenberater oder eine Versi-
chertenberaterin der Renten-
versicherung zu wenden. Ihre
Unterstützung ist kostenlos,
denn die Arbeit ist ehrenamt-

lich. Das Netz der Berater ist
bundesweit eng geknüpft. Auf
der Webseite der Rentenversi-
cherung gibt es eine Postleit-
zahlsuche, die unter dem
Schlagwort „Beratung & Kon-
takt“ zu finden ist. Auch die So-
zialverbände beraten. „Es gibt
hierzu den Sozialverband VDK
Bayern oder auch die anderen
VDK-Landesverbände,diegerne
beiderAntragstellungoderden
komplizierten Angaben im Be-
scheid behilflich sind“, sagt Da-
nielOverdiek,LeiterderRechts-
abteilung beim Sozialverband
VDK Bayern. Eine weitere Mög-
lichkeit sind kostenpflichtige
Rentenberater:innen, die nach
Rechtsanwaltsgebührenord-
nungabrechnen.„Siehaftenfür
Falschberatung“, sagt Hauch.
Das ist bei den ehrenamtlichen
Beraterinnen und Beratern
nicht der Fall. Letztere helfen
auchbeiderAntragstellung.

Widersprucheinlegen
Hält ein Versicherter seinen Be-
scheidfürfehlerhaft,musserin-
nerhalbvoneinemMonatnach
Erhalt Widerspruch einlegen.
Bei Wohnsitz im Ausland be-
trägt die Frist drei Monate. Die
BeweislastträgtderVersicherte.
„Tatbestände, wie beispielswei-
se Schule oder Arbeitslosigkeit,
die nicht berücksichtigt wur-
den, müssen vom Versicherten
nachgewiesen werden“, sagt
Braubach. Der Widerspruch
kannnichtalleinperE-Mailein-
gereichtwerden.„Wichtigistei-
ne handschriftliche Unter-
schrift“, sagt Hauch. Overdiek
weist darauf hin, dass die Be-
gründung nach einem formlo-
sen Widerspruch nachgereicht
werdenkann.

GeringeFehlerquote
Die Wahrscheinlichkeit, dass
der Rentenversicherung ein
Fehler nachgewiesen wird, ist
nicht sehr hoch. 2025 wurden
nach Angaben von Braubach
rund zwei Millionen Rentenbe-
scheideerlassen.Inrund167.000
FällenwurdeeinWiderspruchs-
verfahrendurchgeführt.„Beile-
diglich 0,8 Prozent dieser Wi-
dersprüche, also bei rund 1.400
Fällen,warentatsächlichFehler
aufgetreten“,sagtBraubach.Bei
rund 44.200 Fällen (26,5 Pro-
zent) hat die Rentenversiche-
rungvon sichausdieBescheide
korrigiert, unter anderem, da
Unterlagen nachgereicht wur-
den, die bei Bescheiderteilung
nochnichtvorlagen.

Die Information zur Altersversorgung sollte gründlich geprüft werden, am besten mithilfe von Profis.
Fehlen die Belege für Ausbildung oder Kindererziehung, wirkt sich das spürbar aus / Von Mechthild Henneke

Keine Lücken im Rentenbescheid
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H andlung erforderlich für
Ihr Steuerguthaben“ oder

„Eine Mitteilung der Bundesbe-
hörde“. So oder so ähnlich sind
derzeit E-Mails und SMS über-
schrieben,mitdenenesBetrüge-
rinnen und Betrüger auf Ihre
persönlichen Daten abgesehen
haben. Darin versprechen diese
meist eine Steuererstattung, so-
bald Angeschriebene ihre Bank-
verbindung oder Elster-Anmel-
dedatenangegebenhaben.
DochauchwenndieSchreiben

offiziell wirken, warnt die Steu-
erverwaltung ausdrücklich
davor,aufdieseBetrugsversuche
zureagierenoderauchnurLinks
aus den Mails oder SMS zu öff-
nen. Ansonsten kann es tatsäch-
lichzumAbflusssensiblerDaten
kommen.
Gut zu wissen: Die Steuerver-

waltung sendet grundsätzlich
nur Benachrichtigungen per E-
Mail. Niemals sind darin bereits
Informationen über Steuerda-
ten,RechnungenoderErstattun-
gen enthalten – auch nicht in
Form eines Anhangs. Zudem
würde sie niemals Daten wie
Kontoverbindungen, Kreditkar-
tennummern,PINsoderdieAnt-
wort auf die Elster-Sicherheits-
abfrageanfordern. dpa

Bitte nicht
reagieren
Warnung vor

betrügerischen Mails

KONSUM & MEHR

N ach einer Trennung kann
der ausgezogene Mitei-

gentümer einer gemeinsamen
Wohnung vom weiter dort le-
benden Partner eine Nut-
zungsentschädigung verlan-
gen – allerdings nur soweit es
der Fairness entspricht.
Wer etwa überwiegend die

Kreditraten für das gemeinsa-
me Wohneigentum trägt,
schuldetweniger.Auf eineent-
sprechende Entscheidung des
Oberlandesgerichts Karlsruhe
weist die Arbeitsgemeinschaft
Familienrecht des Deutschen
Anwaltvereins (DAV) hin.
IndemFall lebte dasEhepaar

nach der Trennung noch über
zwei Jahre in der gemeinsa-
men Eigentumswohnung – bis
die Frau auszog. Der Mann
blieb mit dem Sohn in der
Wohnung und versorgte ihn
allein, ohne dass die Mutter
Kindesunterhalt zahlte. Die
Kreditraten für die Immobilie
trug zunächst überwiegend
derMann.
Sie forderte vom Ehemann

einemonatliche Nutzungsent-
schädigung, weil sie die Woh-
nung nicht mehr nutzen
konnte. Das Familiengericht
wies den Anspruch weitge-
hend ab – das Oberlandesge-
richt gab ihr in der Beschwer-
de aber teilweise recht: Grund-
sätzlich stehe ihreineEntschä-
digung zu, allerdings nur,
soweit dies der Fairness ent-
spricht – abhängig vonmehre-
ren Faktoren.
Entscheidend sei, wer die

Kreditraten trägt:Wer diese al-
lein oder überwiegend zahlt,
schuldet weniger oder keine
Nutzungsentschädigung, da
die ZahlungenbeidenEigentü-
mern zugutekommen. dpa

Streit um die
Wohnung

URTEIL

Merz (CDU) bei der Sommer-
pressekonferenz Mitte Juli da-
zu geäußert. „Und deswegen
geheichdavonaus,dassdasein
Gesamtanliegen ist“, sagte Lin-
nemann.
Mit Blick auf eine Finanzie-

rung sagte Linnemann: „Wenn
ich auf der einenSeite sage, ich
möchteandenRentenpunkten
nicht sparen und keine Abstri-
che machen, und gleichzeitig
sage, die 3,6 Prozent allgemei-
ner Beitragssatz sind gesetzt,
dann habe ich dazwischen
Spielraum, mir sehr, sehr viel

B undesgesundheitsminis-
ter Carsten Linnemann

(CDU) will geplante Einsparun-
genbeidenRentenansprüchen
für pflegendeAngehörige stop-
pen. „Ich möchte bei pflegen-
den Angehörigen, bei der Ren-
te, nicht sparen“, sagte Linne-
mann der „Bild am Sonntag“.
„Ich halte dieses Signal für
nicht richtig, übrigensauch für
unsereGesellschaft.“
DerGesundheitsministersag-

te, er werde im Pflegeneuord-
nungsgesetz „versuchen, die-
sen Punkt zu korrigieren, dass
es keine Abstriche gibt, son-
dern dass die Rentenpunkte er-
halten bleiben“. Aus den Koali-
tionsparteien SPD und CSU so-
wieausseinerCDUhöreerähn-
liches. Unter anderem habe
sich Bundeskanzler Friedrich

anzuschauen,wie ich es gegen-
finanziere.“DieGespräche dar-
über in der Koalition würden
aus seiner Sicht „nicht ein-
fach“, sagte Linnemann. „Aber
wirwerdenWegefinden,umes
gegenzufinanzieren.“
Linnemann bezeichnete die

Menschen, die andere Men-
schenzuHausepflegen,als„die
Alltagshelden Deutschlands“.
Es gebe in Deutschland rund
sechs MillionenPflegebedürfti-
ge;davonwürdenmehralsdrei
Millionen zu Hause gepflegt.
„Diese Menschen müssen stär-
ker in den Fokus“, sagte Linne-
mann. „Wenn wir den Fokus
verlieren, uns auf diese Men-
schen zu konzentrieren, wer-
den die Gesundheitssysteme
meines Erachtens kollabieren,
dasPflegesystemauch.“ afp

Lob für „Alltagshelden“
Gesundheitsminister Carsten Linnemann will nicht
bei Rentenansprüchen pflegender Angehöriger sparen

Linnemann ist erst seit Kurzem im Amt. KAPPELER/DPA
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